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1 Zusammenfassung 

Der BDEW unterstützt das Ziel der Bundesregierung, den Ausbau der Windenergie massiv zu 

beschleunigen, um die Klimaschutzziele zu erreichen. Der BDEW begrüßt, dass die langjährige 

Forderung nach einem verbindlichen Flächenziel für die Windenergie nun umgesetzt wird. 

Optimalerweise sollte das vorgesehene Flächenziel von 2 % um weitere 1 - 2 % angehoben 

werden, um den sich in der Zulassungspraxis ergebenden Wegfall nutzbarer Flächen bereits 

frühzeitig zu kompensieren.1  

Die vorgeschlagene Staffelung des Flächenziels zum 01.01.2027 (1. Stufe, 1,4 %) und zum 

01.01.2033 (2. Stufe, 2 %) begründet aus Sicht des BDEW ein hohes Risiko für die Zielerrei-

chung, führt zu planerischem Mehraufwand und kann die Ausbauziele bis 2030 wegen des 

späten 2033 Ziels nicht hinreichend unterstützen. Dies wird verschärft durch Übergangsrege-

lungen, nach denen bisherige kommunale Planungen mit Ausschlusswirkung bis 2027 fortgel-

ten. Hier droht bis 2027 wertvolle Zeit verloren zu gehen. Der BDEW fordert, die Zwischen-

ziele zu streichen und einen früheren Eintritt des Gesamtziels (Übergangsfrist 2 Jahre) fest-

zulegen. 

Bedauerlich ist, dass der vom Kabinett verabschiedete Entwurf keine Reglung (mehr) zu „Go-

To“-Gebieten enthält. Hierbei handelt es sich um einen vielversprechenden Ansatz, der poten-

ziell den Rechtsrahmen für die Windenergie im Planungsrecht erheblich verbessern könnte. 

Eine EU-Regelung, die dies ermöglichen soll, ist in Vorbereitung. In diesen Gebieten soll ohne 

gesonderte artenschutzrechtliche Prüfung davon ausgegangen werden, dass Windenergiean-

lagen (WEA) nicht gegen die artenschutzrechtlichen Verbote verstoßen. Betreiber sind dann 

verpflichtet, einen finanziellen Beitrag an Artenhilfsprogramme zu leisten. Eine solche Rege-

lung von “Go-To”-Gebieten hat das Potenzial, über die aktuellen und künftigen Probleme 

beim Artenschutz hinwegzuhelfen, ohne hierdurch erhebliche Nachteile beim tatsächlichen 

Schutz bedrohter Arten zu verursachen.  

Bei der vorgeschlagenen Regelung zum Repowering besteht aus Sicht des BDEW dringender 

Änderungsbedarf, da das Haupthindernis bei den so wichtigen Repowering-Vorhaben im Pla-

nungsrecht liegt.2 Hier muss eine echte Entfesselung stattfinden, indem alle Repowering-

 

1 Gemäß einer Erhebung des Umweltbundesamtes (UBA) konnten etwa 30 % der geplanten Leistung auf von 2016 bis 2020 

ausgewiesenen Flächen nicht umgesetzt werden. 

2 Laut einer Erhebung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) aus dem Jahr 2021 sind ca. 50 % der 

Repowering-Vorhaben aus planungsrechtlichen Gründen nicht genehmigungsfähig. 
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Vorhaben mit Inkrafttreten des Gesetzes von der Ausschlusswirkung stets befreit werden 

und somit unabhängig davon, ob sie innerhalb oder außerhalb von Windenergiegebieten lie-

gen, durchgeführt werden können. 

Im Ansatz richtig ist die mit dem Kabinettsentwurf erfolgte Hinwendung zum Instrument der 

reinen Positivplanung (Wegfall der Ausschlusswirkung) im Baugesetzbuch (BauGB). Dies hat 

gegenüber dem bisherigen Ausschlussplanungsansatz das Potenzial, eine erhebliche Beschleu-

nigungswirkung zu entfalten, da sich die Planung nur noch auf die auszuweisenden Flächen 

konzentriert und dabei die nichtausgewiesenen Flächen nicht (mehr) im Sinne von Tabuzonen 

berücksichtigt werden müssen. 

Wichtig wäre zudem, den im EEG 2023 festgeschriebenen Abwägungsvorrang („überragen-

des öffentliches Interesse“) jetzt auch im Planungsrecht zu verankern. 

Die für den Bund-Länder-Kooperationsausschuss vorgesehenen Änderungen im EEG sind zu 

begrüßen.  

Der BDEW kritisiert, dass für die Verbändeanhörung im Vorfeld des Kabinettsbeschlusses nur 

das Wochenende eingeräumt wurde. Dies wird der Thematik nicht gerecht und ermöglicht 

keine angemessene Beteiligung.   

2 Zum Entwurf im Einzelnen 

2.1  „überragendes öffentliches Interesse“ 

Der im geplanten EEG 2023 festgeschriebene Abwägungsvorrang (Erneuerbare Energien lie-

gen im überragenden öffentlichen Interesse; Vorrang in der Schutzgüterabwägung) ist im vor-

liegenden Gesetzesentwurf noch nicht enthalten. Der Abwägungsvorrang sollte sowohl im 

Entwurf des Windflächenbedarfsgesetzes (WindBG-E) als auch im BauGB ergänzt werden. 

BDEW fordert daher eine Aufnahme des Abwägungsvorrangs für Erneuerbare Energien im 

WindBG und im BauGB. 

2.2 Artikel 1: Windflächenbedarfsgesetz (WindBG-E) 

Verbindliches Flächenziel von 2 % der Bundesfläche  

› Damit das 2 %-Flächenziel ausreicht, müssen alle ausgewiesenen Flächen auch tatsächlich 

bebaubar sein. Aktuell besteht aber ein „Schwund“ von mehr als 30 %, weil Projekte in aus-

gewiesenen Flächen dann doch im einzelnen Zulassungsverfahren scheitern. Die Regelung 

zu „Rotor-Innen-Flächen“ (§ 4 Absatz 3 WindBG-E) bringt zwar mehr Projekte in die Flächen 

und ist ausdrücklich zu begrüßen. Aber das reicht allein nicht aus, um den Flächenschwund 

von derzeit 30 % zu kompensieren. BDEW fordert daher eine Anhebung des Flächenziels 

um 1 - 2 %. 
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› Die Staffelung des Flächenziels (Zwischenziel zum 01.01.2027 und finales Ziel zum 

01.01.2033) ist sehr kritisch. Dies führt zu vermeidbarem, planerischem Mehraufwand 

(nochmalige Planung ab 2027, anstatt von vorneherein 2 % auszuweisen) und zu Verzöge-

rungen beim Erreichen der Ausbauziele. Ein verbindliches Flächenziel, welches zunächst 

teilweise 2027 (als Zwischenziel) und vollständig erst 2033 wirksam wird, kann den Ausbau-

pfad bis 2030 schon denklogisch nicht mehr unterstützten. Überdies dürften einige Bundes-

länder das Zwischenziel bereits erfüllen.3 Demnach führt der aktuelle Entwurf dazu, dass 

bisher aktive Länder keinen oder kaum einen Planungsanreiz bis 2033 haben. Das hat vo-

raussichtlich bremsende Wirkung für den Ausbau der Windenergie. BDEW fordert die 

Streichung der Zwischenziele und einen früheren Eintritt des Gesamtziels (mit einer kur-

zen Übergangsfrist von 2 Jahren). 

› Die Einhaltung des Flächenziels durch den Planungsträger wird von diesem selbst oder der 

den Plan genehmigenden Behörde im Rahmen der Planaufstellung festgestellt (§ 5 Abs. 1 

WindBG-E). Dieses Verfahren muss für die Vorhabenträger nachvollziehbar und transparent 

sein. Dazu fehlt es noch an Regelungen im Entwurf. Andernfalls kann das Einhalten der Flä-

chenwerte nur schlecht überprüft werden und es drohen Auseinandersetzungen um die 

Frage der Zielerreichung. Die Definition der anrechenbaren Fläche (§ 4 Abs. 1 WindBG-E) 

sollte dahingehend konkretisiert werden, dass Windeignungsgebiete nur beitragen, wenn 

nach der Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten Abwägung ersichtlich ist, dass der 

Erteilung der zu ihrer Errichtung und ihrem Betrieb erforderlichen öffentlich-rechtlichen Zu-

lassung keine unüberwindlichen rechtlichen oder tatsächliche Hindernisse entgegenstehen.  

› Der Mechanismus, wie die Länder, die ihnen zugewiesenen Flächen auf die Planungsträger 

verteilen sollen (soweit sie sich dazu entscheiden), wird im Entwurf nicht geregelt und 

bleibt den Ländern überlassen. Entsprechend bleiben Fragen zur Umsetzbarkeit der Vorga-

ben offen (wie soll der Planungsträger prüfen, ob mit seinem Plan das Flächenziel erreicht 

wird?). 

Festschreibung der Windenergiegebiete als „Go-To“-Gebiete 

› BDEW fordert eine Festschreibung der Windenergiegebiete als „Go-To“-Gebiete. Wün-

schenswert wäre eine Regelung, nach der Windenergiegebiete als „Go-To“-Gebiete (i. S. d. 

Europarechts) gelten. Danach würde für die Errichtung und den Betrieb von Windenergie-

anlagen in diesen „Go-To“ Gebieten ohne gesonderte artenschutzrechtliche Prüfung davon 

ausgegangen, dass sie nicht gegen die artenschutzrechtlichen Verbote verstoßen. Betreiber 

wären verpflichtet, einen finanziellen Beitrag an Artenhilfsprogramme zu leisten. Diese 

 

3 Vgl. Bericht Bund-Länder-Kooperationsausschuss (S. 20): https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/EEG-Koopera-

tionsausschuss/2021/bericht-bund-laender-kooperationsausschuss-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=4 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/EEG-Kooperationsausschuss/2021/bericht-bund-laender-kooperationsausschuss-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/EEG-Kooperationsausschuss/2021/bericht-bund-laender-kooperationsausschuss-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Regelung stünde unter dem Vorbehalt, dass die entsprechende EU-Regelung (Fiktion des 

Einhaltens der Vorgaben der VS- und FFH-Richtlinie) auch so kommt. Für die Auswahl der 

Gebiete sind bundeseinheitliche Kriterien vorzugeben. Die Regelung hat aber das Poten-

zial, über die aktuellen und künftigen Probleme beim Artenschutz hinwegzuhelfen. 

› Die von der EU bei Ausweisung der „Go-To“-Gebiete vorgesehene Umweltprüfung soll nur 

bei unvorhergesehenen erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf Zulassungsebene durch 

eine UVP ergänzt werden. Dieser Ansatz wird begrüßt. Die überschlägige UVP, wie sie im 

ROG Ref-E (dort Artikel 2 zu § 49 UVPG) enthalten ist, widerspricht u. E. diesem Ansatz. 

2.3 Artikel 2: BauGB 

Repowering  

› Positiv ist, dass eine Regelung zum Repowering aufgenommen wurde (§ 245e Absatz 3 

BauGB-E).  

› Das Beschleunigungspotenzial des Repowerings für den Ausbau wird dadurch aber nicht 

hinreichend gewürdigt. BDEW fordert, dass Repowering-Vorhaben (und es sollten nicht 

nur solche im Sinne des § 16b BImSchG sein) mit Inkrafttreten des Gesetzes von der Aus-

schlusswirkung des § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB stets befreit werden. Nur so kann sofort 

eine relevante Beschleunigung im Übergangszeitraum bis zur Verbindlichkeit der Flächen-

ziele erzielt werden. Die im Entwurf enthaltenen Beschränkungen (Grundzüge der Planung 

werden weit überwiegend berührt sein / Erhebliche Blockademöglichkeiten der Gemeinde) 

sind nicht zielführend und müssen angepasst werden. 

› Auch im Übrigen fehlen diesbezüglich erforderliche Erleichterungen: Repowering ist als Ab-

wägungsbelang für die Aufstellung von Bauleitplänen in § 1 Abs. 6 BauGB zu verankern. Zu-

dem ist eine Ausnahme vom Entwicklungsgebot in § 1 Abs. 4 BauGB für Fälle des 

Repowerings aufzunehmen. 

Einschränkung des Privilegierungstatbestands 

› Die Einschränkung des Privilegierungstatbestands im Außenbereich bei Zielerreichung 

(§ 249 Abs 2 BauGB-E) ist in der vorgesehenen Ausgestaltung kritisch. Der dahinterste-

hende Mechanismus (erforderliche Anreizwirkung für Planungsträger, gerade vor dem Hin-

tergrund des „Wegfalls“ der Ausschlusswirkung s.u.) ist zwar nachvollziehbar. Vor dem Hin-

tergrund, dass das 2 %-Flächenziel aber nur ausreicht, wenn die Flächen auch tatsächlich 

vollständig genutzt werden können (was nicht der Fall sein dürfte), kann, anders als in der 

Entwurfsbegründung angegeben, nicht schon bei Zielerreichung der Flächenausweisung die 

Erforderlichkeit der Privilegierung der Windenergie entfallen. Die Privilegierung sollte dem-

nach erst wegfallen, wenn sich herausgestellt hat, dass die Flächen tatsächlich nutzbar sind.  
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› BDEW fordert, die Einschränkung der Privilegierung bei Zielerreichung anzupassen, so-

dass es neben der Zielerreichung auch auf die tatsächliche Nutzbarkeit ankommt. 

Wegfall der Ausschlusswirkung 

› Grundsätzlich ist das im Entwurf § 249 Abs. 1 BauGB-E enthaltende Umschwenken auf eine 

reine Positivplanung (Wegfall der Ausschlusswirkung) zu begrüßen und hat das Potenzial 

eine erhebliche Beschleunigungswirkung zu entfalten.  

› Mit dem angestrebten Wegfall der Konzentrationszonen wird die Qualität der ausgewiese-

nen Flächen umso wichtiger. Es muss gewährleitet werden, dass diese tatsächlich bebaubar 

sind und nicht etwa durch entgegenstehende öffentliche Belange blockiert werden. Inwie-

weit der Entwurf dies gewährleistet, kann zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend 

beantwortet werden. Wichtig ist, dass die Pläne vollziehbar sind. In diesem Zusammenhang 

ist zu begrüßen, dass in § 249 Abs. 6 BauGB-E die Ausweisung von Windenergiegebieten 

(nunmehr) nach den für die jeweiligen Planungsebenen geltenden Vorschriften für Gebiets-

ausweisungen erfolgt. Ebenso die Regelung in § 98 Abs. 4 Nr. 5 EEG-E (s. u.), wonach im 

Rahmen des Bund-Länder-Kooperationsausschuss ab dem 01.01.2024 die Eignung der Flä-

chenbeitragswerte für das Erreichen der Ausbaupfade und Ausbauziele nach dem EEG 

nachzuweisen ist. Bedauerlich für die Vollziehbarkeit der Pläne ist hingegen, dass keine 

Festschreibung der Windenergiegebiete als „Go-To“-Gebiete mit den damit verbundenen 

Erleichterungen bei der artenschutzrechtlichen Prüfung erfolgt (s. o.). Zudem, dass es im 

Entwurf an einer Vorrangregelung für die Windenergie (bzw. Erneuerbare Energien) bei Ab-

wägungsvorgängen fehlt (s. o.). Diese beiden Ergänzungen würden die Vollziehbarkeit der 

Pläne stark erleichtern. 

2.4 Artikel 3: Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

› Die für den Bund-Länder-Kooperationsausschuss vorgesehenen Änderungen sind zu begrü-

ßen. 

2.5 Artikel 4: Raumordnungsgesetz (ROG) 

› Die zum Gleichlauf bzw. Vorrang der Regelungen des Wind an Land Gesetzes vorgenom-

men Ergänzungen des ROG sind zu begrüßen.  

2.6 Fristen und Übergangsvorschriften  

› Der Entwurf sieht zahlreiche Fristen (z. B. in § 4 Absatz 2 WindBG-E, § 245e Absatz 1, 2 und 

3 BauGB-E) vor, durch die Verzögerungen entstehen können. Alle Fristen müssen sich an 

der klima- und energiepolitischen Notwendigkeit messen lassen, damit schon mit Inkraft-

treten des Gesetzes eine relevante Beschleunigungswirkung erzielt wird. Dazu bietet der 

Entwurf bisher kaum Potenzial. 
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› Sehr kritisch ist der Zeitraum von heute bis zum 01.01.2027. In diesen 4 Jahren wird es 

nicht nur nach wie vor kein verbindliches Flächenziel geben, sondern es gelten auch die 

Rechtswirkungen bestehender Planungen nach § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB (und damit 

deren Ausschlusswirkung) fort. Mithin sieht der Entwurf für diesen Zeitraum keine rele-

vante Beschleunigung für den Ausbau der Windenergie vor – der Status quo bliebe bis 

2027 erhalten. Auch die Zurückstellung von Baugesuchen (§245e Abs. 2 BauGB-E) durch 

die Gemeinden bis Ende 2026 läuft der Beschleunigung von Zulassungsverfahren und dem 

Erreichen der Ausbauziele entgegen. Hier besteht dringender Handlungsbedarf. Der BDEW 

hat sich zu dieser Thematik näher in seinem Positionspapier zur Flächenverfügbarkeit ge-

äußert. 

Die Planungsträger gemäß § 3 Abs 2 WindBG-E, insbesondere die Kommunen, sind mit besse-

rer Personalausstattung zu unterstützen, dazu gehört es auch externe Projektmanager einzu-

setzen und Aufstellungsverfahren von Bauleitplänen zu beschleunigen, um die erforderlichen 

Flächenausweisungen kurzfristig erfüllen zu können.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der BDEW ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem Deutschen Bundestag und 
der Bundesregierung sowie im europäischen Transparenzregister für die Interessenvertretung gegen-
über den EU-Institutionen eingetragen. Bei der Interessenvertretung legt er neben dem anerkannten 
Verhaltenskodex nach § 5 Absatz 3 Satz 1 LobbyRG, dem Verhaltenskodex nach dem Register der Inte-
ressenvertreter (europa.eu) auch zusätzlich die BDEW-interne Compliance Richtlinie im Sinne einer 
professionellen und transparenten Tätigkeit zugrunde. Registereintrag national: R000888. Registerein-
trag europäisch: 20457441380-38  
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